
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 30. Juni 2026  

 
 Nr. 2026/1236  

 

Vernehmlassung zum indirekten Gegenvorschlag (Bundesgesetz über die nachhaltige 
Unternehmensführung) zur Volksinitiative «Für verantwortungsvolle 
Grossunternehmen – zum Schutz von Mensch und Umwelt» 
Schreiben an das Bundesamt für Justiz, Bern 
  

1. Erwägungen 

Der Vorsteher des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements EJPD hat mit Schreiben vom 
2. April 2026 die Kantone zur Vernehmlassung zum indirekten Gegenvorschlag (Bundesgesetz 
über die nachhaltige Unternehmensführung) zur Volksinitiative «Für verantwortungsvolle Gross-
unternehmen – zum Schutz von Mensch und Umwelt» eingeladen. 

2. Beschluss 

Auf Antrag des Volkswirtschaftsdepartements wird die Stellungnahme an das Bundesamt für 
Justiz zum indirekten Gegenvorschlag (Bundesgesetz über die nachhaltige Unternehmensfüh-
rung) zur Volksinitiative «Für verantwortungsvolle Grossunternehmen – zum Schutz von Mensch 
und Umwelt» beschlossen. 

Yves Derendinger 
Staatsschreiber 

  

Beilage 

Schreiben an das Bundesamt für Justiz vom 30. Juni 2026 

Verteiler 

Volkswirtschaftsdepartement (GK 6941) 
Fachstelle Standortförderung 
Eidg. Parlamentarier (8) 


